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Mittheilungen aus der Praxis. 


Ueber das Verhältniß der Regierung gegenüber von Wahlverifi⸗ 
cationen durch Gemeinderathskörper. 

Ende Mai 1872 fanden in Görz acht Erſatzwahlen für den 
Gemeinderath ſtatt. In einer darauf folgenden Sitzung des Gemeinde⸗ 
rathes wurden die Wahlen verificirt. Bezüglich zweier Wahlen aus 
dem dritten Wahlkörper beantragte die Majorität der zur Prüfung 
der Wahlacten deſignirten Gemeinderaths⸗Commiſſion die Annullirung 
dieſer Wahlen wegen notoriſch vorgekommenen Terrorismus und 
Stimmenkaufes. (Es lag nämlich eine auf dieſe beiden Wahlen 
Bezug nehmende, von 10 Perſonen, darunter 4 Nichtwählern, ge⸗ 
fertigte Beſchwerde eben wegen Terrorismus und Stimmenkaufes dem 
Gemeinderathe vor.) Der Gemeinderath, trotz der Verſicherung des Re⸗ 
gierungscommiſſärs, daß er perſönlich die Aufrechthaltung der Ruhe 
und Ordnung, wie es ſeine Pflicht ſei, bei den Wahlen wahrgenom⸗ 
men und daß die behauptete Beeinträchtigung der Wahlfreiheit nicht 
vorgekommen ſei, beſchloß mit 12 von 16 Stimmen die Annullirung 
der zwei fraglichen Wahlen und die Ausſchreibung neuer, worauf der 
Regierungscommiſſär der Statthalterei die Ausübung des Siſtirungs⸗ 
rechtes bezüglich dieſes Beſchlußes vorbehielt und die Vorlage der 
Acten an dieſelbe begehrte. 

Die Statthalterei entſchied auf Suspendirung des Beſchluſſes 
des Gemeinderathes, womit die Wahlen des dritten Wahlkörpers an⸗ 


der Erklarung, daß dieſe Wahlen giltig ſeien. Unter den Erwägun⸗ 
gen dieſer Entſcheidung wird angeführt, „daß der Gemeinderath nach 
§ 42 des Statutes eine Wahl nur dann annulliren könne, wenn der 
Grund dieſer Annullirung im Geſetze gegründet iſt und daß im ent⸗ 
gegengeſetzten Falle die Wahl ihre volle Wirkung habe; dann, daß 
die im dritten Wahlkörper thatſächlich gewählten Perſonen von der 
Wählbarkeit weder ausgenommen noch ausgeſchloſſen ſeien, ihre Wahl 
in voller Uebereinſtimmung mit den betreffenden geſetzlichen Beſtim⸗ 
mungen erfolgt ſei und daß daher kein formelles noch reelles Hinder⸗ 
niß gegen die Validirung dieſer Wahl beſtehe, endlich, daß in der 
Discuſſion vor dem gefaßten Beſchluſſe die behaupteten Wahlumtriebe 
lediglich als notoriſch angenommen wurden, welches Verdict darum 
nicht annehmbar ſei, weil Thatſachen ſolcher Natur nur mittelſt regel⸗ 
rechten Beweiſes außer Zweifel geſetzt werden können“. 

Im Miniſterialrecurſe ſtellte der Gemeinderath ſeinen principt⸗ 
ellen Standpunkt wie folgt dar: „Nach § 99 des Statutes der Stadt 
Görz könne der Statthalter einen Beſchluß des Gemeinderathes ſiſtiren, 
wenn derſelbe die Gemeindeordnung oder die Geſetze verletzt. Dieſe 
Siſtirung, als eine interimiſtiſche Maßregel, verlange eine Entſchei⸗ 
dung, welche dieſe Maßregel entweder zu einer definitiven macht oder 
wieder aufhebt, oder, wie ſich diesfalls der $ 53 der Gemeindeordnung 
von Görz und Gradisca vom 7. April 1864 ausdrücklich entſcheidet, 
ob der Beſchluß vollzogen werden kann oder nicht; daraus folge, daß 
ſowohl die interimiſtiſche Siſtirung als auch die definitive illegal 
find, wenn der ſiſtirte Beſchluß die Gemeindeordnung oder die Ge— 
ſetze nicht verletzt. Die Statthaltereientſcheidung meine und entſcheide, 
daß dieſer Beſchluß ein ungeſetzlicher ſei; es gehe dies jedoch aus 
ihren Erwägungen keineswegs hervor. Die eine derſelben behauptet, 
daß der Gemeinderath nur dann eine Wahl annulliren könne, wenn 
dieſe Annulltrung im Geſetze gegründet iſt und daß im entgegenge⸗ 
ſetzten Falle die Wahl ihre volle Wirkung behalte (§ 42 des Statutes). 
Dieſer § 42 enthalte jedoch nicht das, was der Statthalter darin 
leſen will. Der dritte Abſatz desſelben ſagt nämlich: „Werden jedoch 
binnen der obigen Friſt keine Einwendungen vorgebracht oder die vor⸗ 
gebrachten als unſtatthaft beſeitigt und ergeben ſich auch ſonſt keine 
Anſtände, ſo hat der Gemeinderath die Wahl zu beſtätigen und die 
Gewählten von der auf ſie gefallenen Wahl in Kenntniß zu ſetzen“. 
Auch wenn aus der Stelle: „Der Gemeinderath hat die Wahl zu 
beſtätigen“ nicht das Recht, ſondern die Pflicht der Gemeindevertre⸗ 
tung zu dieſer Beſtätigung deducirt werden wollte, was übrigens 


einer geſunden Kritik widerſpräche, ſo müſſe doch zugegeben werden, 


daß dieſe Pflicht erſt einträte, wenn die vorgebrachten Einwendungen 
als unſtatthaft beſtätigt ſind und ſich auch ſonſt keine Anſtände er⸗ 
geben hätten. Einwendungen gegen die Giltigkeit der Wahl ſind aber 
beim Gemeinderathe einzubringen (§ 42, 2. Abſatz) und die Ent⸗ 
ſcheidung, ob ſie ſtatthaft oder nicht ſind, ſteht offenbar auch dem 
Gemeinderathe zu, weil ſonſt die Aufſchrift des $ 42 „Prüfung und 
Bekanntmachung der Wahlen“ wie überhanpt dieſer ganze Paragraph 
caſſirt und dem Wirkungskreiſe einer anderen Behörde zugeſprochen 


uullirt wurden und zwar auf Grund des $ 99 des Statutes und mit werden müßte. Der Gemeinderath habe nun dieſe Einwendungen ge⸗ 


— 50 


prüft und dieſelben, was die Wahlen des dritten Wahlkörpers anbe⸗ Behörde ſiſtirter Befchluß geſetzlich begründet ſei nach den obigen An⸗ 


langt, nicht als unftatthaft gefunden. Der bezügliche Beſchluß ſei per 
maſora gefaßt worden und da die Votanten nicht gehalten find, ihr 
Votum zu begründen, ſei es nicht erlaubt, zu folgern, daß die Gründe 
desſelben nicht ftichhältig find. Die Annahme der Wahlumtriebe als 
notoriſch, welche eine weitere Erwägung der Statthalterei als unzu⸗ 
läſſig findet, ſei nach dem Statute erlaubt, das der Ueberzeugung des 
einzelnen Votanten keine Neſtrictionen auflegt. Der Beſchluß des Ge⸗ 
meinderathes könne ſohin nicht als ungegründet hingeſtellt werden, 
woraus folge, daß er auch nicht ungeſetzlich iſt, wohl aber, daß die 
Siſtirung desſelben von Seite der Stattdalterei der Geſetzlichkeit ent⸗ 
behrt, ebenſo wie deren Ausſpruch, daß die Wahlen giltig ſind. Durch 
dieſen Ausſpruch habe ſich die Statthalterei auf ein Terrain begeben, 
das nicht ihrem Wirkungskreiſe zugehört, da keine Beſtimmung des 
Statuts ihr das Recht gibt, über die Giltigkeit der Gemeindewahlen 
zu entſcheiden, welche Entſcheidung bei Neuwahlen die Verſammlung 
der Neugewahlten unter dem Vorſitze des Aelteſten und bei Ergän⸗ 
zungswahlen der Gemeinderath als conſtituirte Gemeindevertretung 
hat. Das Statut der Stadt Görz weiſe diesfalls dem Gemeinderathe 
die gleichen Berechtigungen zu, wie ſie ſolche die parlamentariſchen 
Körperſchaften beſitzen, die in ihren bezüglichen Beſchlüffen inappella⸗ 
bel find. Das Aufſichtsrecht der Regierung beſchränke ſich darauf, die 
Ausführung illegaler Beſchlüſſe zu hindern und kann ſich bis zur 
Auflöfung des Gemeinderathes erſtrecken, kann jedoch nicht weiter gehen 
(Artikel XVI des Geſetzes vom 5. März 1862, Nr 18 R. G. Bl. 
und §§ 50 und 99 des Statutes). Dieſem nach hatte die Statthal⸗ 
terei wohl das Recht der definitiven Siſtirung des Beſchluſſes, wenn 
derſelbe ungeſetzlich war, keinesfalls aber jenes, ſtatt des Gemeinde⸗ 
rathes zu beſchließen und dieſem einen, dem ſeinen entgegengeſetzten 
Beſchluß aufzudrängen“. Der Gemeinderath ftellte ſchließlich das Pe⸗ 
titum, die Statthalterei⸗Entſcheidung in beiden Punkten: Siſtirung 
des Beſchluſſes und Erklarung der Giltigkeit der Wahlen, aufzuheben. 

Das Miniſterium des Innern hat unterm 13. September 1872, 
3. 11.717 in folgender Weiſe entſchieden: 


„Das der Staatsverwaltung nach §§ 99 des Görzer Gemein⸗ 
deſtatuts vom Jahre 1850 zuſtehende Siſtirungs⸗ und Entſcheidungs⸗ 
recht bezieht ſich auf alle Beſchlüſſe des Gemeinderathes und eine 
Ausnahme davon hinſichtlich der bei Wahlverificationen nach § 42 
des Statuts vorkommenden Gemeinderathsbeſchlüſſe iſt im Geſetze nicht 
enthalten. Die Hinweiſung auf § 5 der in Durchführung des § 120 
jenes Statuts ergangenen Mintfterialverordnung vom 28. November 
1850 iſt unſtatthaft, da jene Verordnung nur vorübergehend wirkſam, 
nämlich nur für die erſten nach Kundmachung des Statuts vor⸗ 
genommenen Wahlen erlaſſen worden iſt. 

Nachdem ein nach § 42 gefaßter Beſchluß ſiſtirt iſt, kann zur 
Entſcheidung darüber die Conſtatirung der Thatſache, daß ein formell 
giltiger Beſchluß vorliege, nicht genügen; es muß vielmehr, weil der 
Beſchluß durch das Gemeindeſtatut nicht dem beliebigen Ermeſſen 
des Gemeinderathes überlaſſen, ſondern an beſtimmte Grundlagen ge⸗ 
bunden iſt, das Vorhandenſein dieſer Grundlagen der zur Entſcheidung 
über die Siſtirung berufenen Behörde nachgewieſen werden. Im vor⸗ 
liegenden Falle obliegt es alſo dem gegen die Siſtirung ſich beſchwe⸗ 
renden Gemeinderathe darzuthun, daß in Betreff der Wahlen des 
dritten Wahlkörpers die vorgebrachten Reclamationen als begründet 
erkannt wurden oder daß ſonſtige Anſtände gegen die Giltigkeit der 
Wahl ſich herausgeſtellt haben (se si verificano altri ostacoli). 

Die dem Miniſterium des Innern vorliegenden Acten gewähren 
darüber keinen genügenden Nachweis. Die Reclamationen ſind Anga⸗ 
ben ohne concludente Beweiſe und es kommt nicht vor, daß der Ge⸗ 
meinderath Erhebungen gepflogen habe. Im Berathungsprotokolle wird 
nur als notoriſch angeführt, daß die Eingänge zum Wahllocale von 
unberufenen, die Wähler einſchüchternden Leuten beſetzt und daß Wahl⸗ 
ſtimmen erkauft worden ſeien. Bezüglich des erſteren Thatumſtandes 
ſteht die Erklärung des Wahleommiſſärs entgegen und die letztere 
Angabe iſt durch keine Thatſache erhärtet. Um nun bei dieſer Sach⸗ 
lage in einer Weiſe entſcheiden zu können, welche einerſeits dem 
Rechte des Gemeinderathes zur geſetzmäßigen Berifteirung der Wahlen 
nicht zu nahe tritt, andererſeits aber auch das freie Wahlrecht der 
Wähler und das erworbene Recht der Gewählten nicht willkürlich 
verletzen laßt, findet das Miniſterium des Innern den Gemeinderath 
von Görz auffordern zu laſſen, die Beweiſe, daß ſein von der politiſchen 
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deutungen in beſtimmter Weiſe darzulegen und nach neuerlicher Be⸗ 
rathung zur Entſcheidung vorzulegen“ —r 


Streitigkeiten über das Fiſchereirecht und feine Ausübung in 
öffentlichen Bächen gehören vor die Gerichte. 

Die Grundbeſitzer Ferdinand M. und Genoſſen brachten bei 
einer ſchleſiſchen Bezirkshauptmannſchaft die Beſchwerde ein, daß der 
Scholtiſſeibeſitzer Johann St. ſich herausnehme, den ihre Gründe 
durchfließenden S. Bach zu befiſchen und bei der Gelegenheit ihre 
Gründe zu betreten und zu benützen. Beſchwerdeführer baten um Ab⸗ 
hilfe. Der Verklagte producirte zu ſeiner Vertheidigung einen aus 
dem Jahre 1725 herrührenden Vertrag, nach welchem dem Beſitzer 
der Scholtiſſei, welche er jetzt innehabe, vom Fürſtbiſchof das Recht 
eingeräumt wurde, in dem S. Bache gegen einen beſtimmten Zins zu 
fiſchen. Seine Bitte ging auf Anerkennung f ines Fiſchereirechtes und 
Abweiſung der Beſchwerdeführer. Die Bezirkshauptmannſchaft ſchützte 
im Grunde des Erlaſſes des Miniſteriums des Innern vom 31. Jän⸗ 
ner 1852, 3. 460°) den Scholtiſſeibeſitzer Johann St. in feinen 
Beſitze und verpflichtete die Beſchwerdeführer, das Betreten ihres Ufer⸗ 
grundes durch Johann St. zu dulden. 

Dagegen recurriiten Ferdinand M. und Genoſſen an die Lan⸗ 
desſtelle und dieſe behob die Entſcheidung der Bezirkshauptmannſchaft 
und ordnete eine neuerliche Verhandlung und Erhebung an mit Hin⸗ 
weis darauf, daß nach den Miniſterialerläſſen vom 31. Jänner 1852, 
3. 460 und 7. April 1852, 3. 7997) nur das nicht in frem⸗ 
dem Wafferbette ausgeübte Fiſchereirecht aufrecht erhalten werden 
müſſe und diesfalls der status quo des Jahres 1847 zu ſchützen fer, 
daß aber dieſer status nicht conſtatirt vorliege; daß ferner, wenn 
jelbft die Ausübung des Fiſchereirechtes im S⸗Bache durch Johann 
St. erwieſen wäre, den Recurrenten unbenommen bleiben müſſe, den 
Beweis über das reine Eigenthum des Bachbettes auf dem Rechts⸗ 
wege geltend zu machen oder auf Grund der Grundentlaſtungs⸗Durch⸗ 
führung ($ 4, sub 3 vom 11. Juli 1849) zu verlangen, daß das 
von Johann St. beſeſſene Fiſchereirecht (ohne Entſchädigung) für auf⸗ 
gehoben erklärt werde. 

Nunmehr recurrirte der Scholtiſſeibeſiger Johann St. und be⸗ 
gehrte die Herſtellung der Entſcheidung erfter Inſtanz. Jun Folge deſſen 
hat das k. k. Ackerbauminiſterium am 10. März 1873, 3. 12.087, 
die Entſcheidung der Landesſtelle, betreffend die ſtreitige Ausübung 
des Fiſchereireckhtes im S.⸗ Bache behoben, weil dieſe Streitangelegen⸗ 
heit im Rechtswege auszutragen ſei. E—e. 


) Der Erlaß lautet: „Im Einvernehmen mit den Miniſterien der Juſtiz, 
der Landescultur und des Bergweſens findet das Miniſterium an die Grundentlaſtungs⸗ 
und Regulirungs-Landescommiſſionen in Böhmen, Mähren und Schleſien zu be⸗ 
deuten, daß vorbehaltlich einer etwaigen künftigen Regulirung jedes nicht auf 
fremdem Grund und Boden, d. i. nicht in fremdem Waſſerbette ausgeübte F 
ſchereirecht aufrecht zu verbleiben habe, und daß demjenigen, welcher die Befre⸗ 
ung ſeines Grundes und Bodens von der Laft des Fiſchereirechtes auf Grundlage 
des § 4 sub 3 der Durchführungsverordnung ad a und b (Böhmen, Mähren), 
ad e (Schleſien), vom 27. Juni 1849 (Böhmen, Mähren), vom 11. Juli 1849 
(Schleſien) behauptet, der Beweis über das Eigenthum des zu entlaſtenden Grundes 
und Bodens, nämlich des Waſſerbettes obfiege, wobei es ſich von ſelbſt verſteht, 
daß jeder Streit über dieſes Eigenthum vorläufig vor dem competenten Gerichte 
ausgetragen werden müſſe. — Wo Verhältniſſe zwiſchen den bisherigen Eigen⸗ 
thümern und den Nutznießern der Fiſcheret obwalten, welche unter das Gefetz vom 
7. September 1848 fallen, haben die Grundentlaſtungsorgane mit Anwendung 
der beſtehenden Vorſchriften vorbehaltlich einer etwaigen Regulirung der Fiſcherei⸗ 
rechte Amt zu handeln.“ 

Der eitirte Erlaß enthält für die Grundentlaſtungs⸗Landescommiſſtonen in 
Wien, Linz, Salzburg, Innsbruck, Graz, Klagenfurt, Görz und Trieſt den Satz: 
„findet .. . . zu bedeuten, daß durch die Geſetze über die Entlaſtung von Grund 
und Boden die Fiſchereirechte nicht aufgehoben worden ſeien und demnach in sta- 
tus quo des Jahres 1847 zu verbleiben haben, daß ſomet in eine Ablöſung nicht 
eingegangen werden kann.“ 

*) Der Er aß des Miniſteriums dez Innern vom 7. Apri. 1852, 8. 7997, 
lautet: „Nach dem Sinne des h. ä. Exlaſſes vom 31. Jänner 1852, Z. 460, 
welcher den status quo bezüglich des Fiſchereirechtes aufrecht zu erhalten beabſich⸗ 
t gte, iſt nicht die durch Gigenmächtigteiten und Beſitzſtörungen ſeit dem Jahre 
1848 herbeigeführte Ausübung, ſondern der status quo des Jahres 1847 zu 
ſchützen. — Ebenſo verſteht es ſich von ſelbſt, daß, nachdem das Fiſchereirecht 
in ſeinem bisherigen Beſtande aufrecht erhalten wurde, von Seite der Uferbeſitzer 
die Betretung des Grundes und Bodens durch die Flöchereiberechtigten als uner⸗ 
läßliche Bedingung zur Ansübung des Fiſchereirechtes in dem Umfange und in 
der Art und Weile wie vor dem Jahre 1848 geruldet werden müſſe.“ 
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Concurrenzbeiträge zu Waſſerbauten im Sinne der beſtehenden 
Waſſerrechtsgeſetzgebung haften 995 dem concurrenzpflichtigen 
runde. 


Georg H. (als vermeintlich noch im Beſitze der Gründe befindlich) 
der Concurrenzbeitrag zu 150 fl. 43 kr. anrepartirt wurde, datirt aber 
vom 5. Februar 1872, wurde alſo in einer Zeit gefällt, da Blaſius F. 
bereits im Beſitze der Georg H.ſchen Gründe war. Da nun nach 
den Hofdecreten vom 10. November 1830, 3. 25.657, und vom 
4. Jänner 1836, Nr. 113 (3. G. S.) die Concurrenzbeiträge an dem con- 
currenzpflichtigen Grunde haften, fo hätte das Erkenntniß der Bezirksbehörde 
vom 5. Februar 1872 nicht gegen Georg H., ſondern gegen Blaſius F. 
als damaligem Beſitzer gefällt werden ſollen. Dies iſt aber bei dem 
Umſtande, als die Bezirksbehörde von dem eingetretenen Beſttzeswech⸗ 
ſel keine Kenntniß hatte, nicht geſchehen, ſondern Georg H. wurde für 
concurrenzpflichtig erklärt. Der fo entſtandene Irrthum iſt durch 
das ſpätere bezirksbehördliche Decret vom 26. Auguſt 1872 nicht ent- 
ſprechend beſeitigt worden, denn in dieſem dem Blaſius F. die Zah⸗ 
lung des fraglichen Concurrenzbeitrages auferlegenden Erlaſſe wird 
die Zahlungsauflage in erſter Linie damit begründet, daß das gegen 
Georg H. ausgeſprochene Repartitionserkenntniß, gegen welches der⸗ 
ſelbe weder recurrirt, noch auch die gerichtliche Würdigung des Con⸗ 
currenzmaßſtabes nachgeſucht habe, in Rechtskraft erwachſen ſei, und 
wird hieraus, ſowie aus dem Umſtande, daß die Coneurrenzbeiträge 
auf der Realität haftende, mit einem privilegirten Pfandrechte ausge⸗ 
ſtattete Forderungen ſeien, der Schluß gezogen, daß Blaſius F., als 
mittlerweile in Beſitz der fraglichen Gründe gelangt, den Concurrenz⸗ 
beitrag ohne Weiteres zu leiſten habe. Dieſe Ausführung erſcheint 
nicht zutreffend, indem das Repartitionserkenntniß der Bezirks behörde 
vom 19. Februar 1872, als gegen Georg H. gerichtet, keineswegs 
gegen Blaſtus F. Rechtskraft erlangt hat, und Letzterem, als dem zu 
jenem Zeitpunkte ſchon im Beſttze befindlichen Erſteher der Georg 
He'ſchen Gründe, erſt ein neues unmittelbar an feine Perſon gerich⸗ 
tetes förmliches Repartitionserkenntniß, als welches das behördliche 
Decret vom 26. Auguſt 1872 nicht angeſehen werden kann, zuzufer⸗ 
tigen geweſen wäre. Aus dieſen Gründen werden der Erlaß der Be⸗ 
zirksbehörde vom 26. Auguſt 1872 und die denſelben beſtätigende 
Entſcheidung der Landesbehörde behoben, und wird die Fällung eines 
inſtanzmäßigen Repartitionserkenntniſſes auf Grund des § 26 des 
Reichsgeſetzes vom 30. Mat 1869 (Waſſerrecht) angeordnet. 
Dr. H- 


Ueber die Frage, ob der Erſteher von executive licitirten, urſprüng⸗ 
lich in die Concurrenz gezogenen Gründen beizutragen hat, iſt durch 
ein befonderes an ſeine Perſon gerichtetes Erkenntniß zu entfcheiden. 


Eine Landesbehörde ordnete die Einleitung einer Concurrenz⸗ 
verhandlung behufs Herſtellung von Waſſerbauten an. Hienach ſollten 
zu den Bauten neben dem Waſſerbau⸗ und Straßenbaufonde die Ad⸗ 
jacenten coneurriren. Bei der Concurrenzverhandlung anerkannten 
ſämmtliche Adjacenten die Nothwendigkeit und Dringlichkeit der Bau⸗ 
ten, proteſtirten weder gegen den Concurrenzmaßſtab, noch gegen das 
aufgeſtellte Inundationsgebiet und baten ſchließlich, daß die Subrepar⸗ 
tition der Adjacentenbeiträge ſeinerzeit auf Grund einer ordentlichen 
Grundabſchätzung geſchehe. Die Erhebung der Capitalswerthe der an⸗ 
liegenden Gründe wurde, nachdem die Bauten mittlerweile vollendet 
waren, durch die Bezirkshauptmannſchaft eingelettet und eine Einthei⸗ 
lung der Gründe in vier Zonen (Entfernung vom Fluſßfe, größere oder 
geringere Gefahr wegen Exponirtheit der Gründe, Eigenſchaft der 
Grunde n. ſ. w) vorgenommen. Hierauf wurde der auf die Adjacen⸗ 
ten entfallende Geſammtbeitrag von 437 fl. 50 kr. auf die einzelnen 
Gründe, reſp. deren Beſitzer ſubrepartirt, ohne daß jedoch ein foͤrm⸗ 
liches Subrepartitionserkenntniß geſchöpft worden wäre. Ein ſolches 
ſchöpfte die Bezirksbehörde erſt am 23. Februar 1872, nachdem die 
Landesbehörde die Collaudirung des Baues veranlaßt und die Repar⸗ 
tition im Grunde der beſtehenden Vorſchriften aufgetragen hatte. Den 
zur Concurrenz Herangezogenen wurde in dem Erkenntniſſe ſowohl 
der Recurs an die Landesbehörde als das Anſuchen um gerichtliche 
Würdigung der ausgemittelten Capitalswerthe der Gründe und des 
Concurrenzmaßſtabes offen gelaſſen. Die Zuſtellung des Erkenntniſſes 
geſchah theils direct, theils indirect durch Gemeindevorſteher. 

Unter den nicht direct verſtändigten Grundbeſitzern figurirte in 
dem, dem Erkenntniſſe angeſchloſſenen Repartitionsausweiſe ein ges 
wiſſer Georg H. mit dem Betrage von 150 fl. 43 kr. Dieſem 
Georg H. aber wurden am 22. December 1871 im executiven Feilbie⸗ 
tungswege ſeine in die Concurrenz einbegriffenen Gründe verkauft und 
ein gewiſſer Blaſius F. erſtand dieſelben. Die Bezirksbehörde hatte 
hievon jedoch erſt nachträglich, und zwar am 1. Auguſt 1872 durch 
den Gemeindevorſteher, welcher wiederholt zur Einhebung der Con⸗ 
eurrenzgebühr aufgefordert war, Kenntniß erhalten. Darauf forderte 
die Bezirksbehörde den Blaſtus F. auf, den urſprünglich dem Georg H. 
anrepartirten Concurrenzbeitrag zu zahlen, und zwar mit der Moti- 
virung, daß das Erkenntniß vom 19, Februar 1872, gegen welches 
Georg H. kein Rechtsmittel eingelegt habe, in Rechte kraft erwachſen 
ſei, und daß die Concurrenzbeiträge im conereten Falle auf der Rea⸗ 
lität haftende Forderungen ſeien, denen ſogar ein geſetzliches Pfand⸗ 
recht zukomme. 

Blaſtus F. recurrirte dagegen an die Landesſtelle und machte gel⸗ 
tend, daß es ſich um Waſſerbauten vor dem 22. December 1871 
handle, er aber erſt ſeit dieſer Zeit im Meiſtbotswege Erſteher der 
fraglichen Gründe geworden ſei. Dem Geſetze gemäß hafte er nur für 
den Meiſtbot, mehr als dieſen brauche er nicht zu leiſten. Es wäre 
Sache der Behörden geweſen, bei der Liquidirungstagſatzung vor Ges 
richt die fraglichen Concurrenzbeiträge anzumelden und gegenüber dem 
Meiſtbietenden zu liquidiren, wie dies auch bezüglich der auf den 
Gründen laſtenden Steuerrückſtände durch die Finanzorgane geſchehen 
ſei. Es hafte daher nicht er, ſondern Georg H. 

Die Landesbehörde wies den Recurs zurück, weil die in 
Rede befangenen Waſſerbauten auch dem gegenwärtigen Beſitzer, das 
iſt dem Recurrenten zum erheblichen Vortheil gereichen, weil Waſſer⸗ 
baubeiträge auf den in Concurrenz gezogen Gründen haften und von 
den jeweiligen Beſitzern derſelben, wie in der privilegirten Steuerexe⸗ 
eution einzuheben ſeien. Unbenommen freilich bleibe es dem Recur⸗ 
renten, durch Abtretung des belaſteten Grundes ſich der Zahlung 
zu entziehen, auch ſich an Georg H. im gerichtlichen Verfahren zu 
regreſſiren. 

Nunmehr ergriff Blaſius H. den Miniſterialrecurs, und es ent⸗ 
ſchied das k. k. Ackerbauminiſterium unter dem 21. Februar 1873, 
3. 309, wie folgt: „Blaſius F. hat nach feiner eigenen Angabe die 
concurrenzpflichtigen, früher dem Georg H. gehörigen Grundparcellen 
im executiven Ferlbtetungswege am 22. December 1871 erſtanden. 
Das Repartitionserkenntniß der Bezirkshauptmannſchaft, womit dem 


Die Einverleibung der durch einen Statthalterei⸗Erlaß erfolgten 

Rechtfertigung einer auf Grund des berghauptmannſchaftlichen Er⸗ 

kenntniſſes erwirkten grundbücherlichen Vormerkung iſt zuläſſig 
(zu $$ 26, 33 und 41 b des Grdb. Gef.). 


Das Geſuch der Gemeindevertretung von A. um Einverleibung 
des executiven Pfandrechtes für die Grundentſchädigungsſumme per 
553 fl. 10 kr 6. W. auf den der Gewerkſchaft B. gehörigen Berg⸗ 
werksentitäten wurde von der erſten Inſtanz abgeſchlagen. 

Auf Recurs der Gemeindevertretung von A. verordnete das 
Obergericht, daß auf Grund des Erkenntniſſes der Berghauptmann⸗ 
ſchaft in Falkenau ddo. 10. December 1871 und der ordentlich in⸗ 
timirten Statthaltereiverordnung ddo. 27. Mai 1872 die Rechtfer⸗ 
tigung der mit Beſcheid vom 4. Mai 1872 bewilligten Vormerkung 
des Pfandrechtes für die von der Gewerkſchaft B. der Gemeinde A. 
zu leiſtende Caution per 553 fl. 10 kr. auf den der Gewerkſchaft B. 
gehoͤrigen Bergwerksentitäten für die Gemeinde A. einverleibt werde, 
denn das bezogene Erkenntniß der Berghauptmannſchaft ſei durch den 
bezeichneten Statthaltereierlaß beſtätigt worden, ſomit in Rechtskraft 
erwachſen und es ſei ſonach auch die auf Grund des berghauptmann⸗ 
ſchaftlichen Erkenntniſſes bewilligte Pränotation durch dieſen Statt⸗ 
haltereierlaß gerechtfertigt worden. Dagegen habe die verlangte Ein⸗ 
verleibung des executiven Pfandrechtes nicht bewilligt werden können, 
weil es in dem berghauptmannſchaftlichen Erkenntniſſe ausdrücklich 
heißt, daß die genannte Gewerkſchaft über Anſuchen der Gemeinde A. 
die ermittelte Caution im Betrage von 553 fl. 10 kr. 8. W. 
binnen 14 Tagen bei der Berghauptmannſchaft in Falkenau zu 
erlegen hat; in dieſer Beziehung ſei aber von der Gemeinde 
A. ein Nachweis nicht geliefert worden; übrigens ſtehe der 
Vollzug eines von einer adminiſtrativen Behörde innerhalb ihres Wir⸗ 
kungskreiſes erlaſſenen Erkenntniſſes ihr ſelbſt zu. — In dem Revi⸗ 
ſtonsrecurſe der Gewerkſchaft B. gegen die obergerichtliche Verordnung 
wurde angeführt: Allerdings ſei die Entſcheidung der Berghauptmann⸗ 


ſchaft Falkenau durch die Beftätigung der Statihalterei rechtskräftig 
geworden, hiedurch ſei aber die Frage nicht berührt worden, ob und 
in wie weit der Anſpruch der Gemeinde A. gegen die Gewerkſchaft 
B. den Titel zum Pfandrechte genießt ($ 26 Grdb. Geſ.). 
Daß die beigebrachten Erkenntniſſe erſter und zweiter Inſtanz gericht⸗ 
lich nicht vollziehbar ſeien, ſomit nicht zu den im § 33 des Grdb. 
Gef. bezeichneten öffentlichen Urkunden gehören, habe das Oberlandes⸗ 
gericht ſelbſt anerkannt. Die Rechtfertigung der erwirkten Vormerkung 
ſetze die vorausgegangene Rechtfertigungsklage oder die Submiſſions⸗ 
erklärung des Pränokaten voraus. Unter allen Umſtänden ſei daher 
die Rechtfertigung der erwirkten Pränotation nur im ordentlichen Rechts⸗ 
wege durch Einbringung der Rechtfertigungsklage zu erwirken geweſen. 
Auch der Fall des § 41 ad b des Grdb. Geſ., in welchem die Recht⸗ 
fertigung einer erwirkten Vormerkung durch das rechtskräftige Erkennt⸗ 
niß der zuſtändigen Behörde erfolge, welche über den Beſtand des 
ſichergeſtellten Anſpruches zu entſcheiden hat, liege nicht vor, weil ja 
die Vormerkung nicht über Einſchreiten einer öffentlichen Behörde, 
ſondern über Einſchreiten der Gemeinde A. als Eigenthümerin ein⸗ 
zelner Grundparcellen, ſomit als Privatperſon ſtattgefunden hat. 

Der k. k. oberſte Gerichtshof verwarf mit Entſcheidung vom 
31. December 1872, 3. 13253, dieſen Reviſionsrecurs und beſtätigte 
die oberlandesgerichtliche Verordnung, weil die Beſtimmungen des 
§ 26 des Grdb. Gef. der angeſuchten Einverleibung nicht im Wege 
ſtehen, indem es ſich jetzt nicht erſt um die Erwerbung des Pfand⸗ 
rechtes, ſondern um die Rechtfertigung der ſchon erworbenen Pfand⸗ 
rechtspränotation handelt, auf deren Geſetzmäßigkeit hier nicht mehr 
einzugehen iſt und weil die Bewilligung des vorliegenden Geſuches 
um Einverleibung der Pränotationsrechtfertigung nach $ 41 b des 
Grdb. Gef. nicht wohl verweigert werden kann, da ja nach Ausweis 
der Geſuchsbeilagen das erwähnte Erkenntniß der Berghauptmann⸗ 
ſchaft, auf Grund deſſen die Pfandrechtsvormerkung erfolgte, durch die 
Beſtätigung der Statthalterei in Rechtskraft erwachſen tft. G.⸗Z. 


Titeratur. 


Beiträge zur Legaliſtrungsfrage in Oeſterreich. Von Dr. C. 
Roncali. Wien. Manz'ſche Buchhandlung. 1873. Die Frage, ob der durch den § 31 
der Grundbuchsordnung vom 25. Juli 1871 eingeführte Legaliſtrungszwang für Pri⸗ 
vattabularurkunden aufrecht erhalten oder wieder beſeitigt werden ſoll, beſchäftigt in 
dieſem Augenblicke und ſeit einiger Zeit das Publieum lebhaft und wird ſelbſt in 
den legislativen Körpern eingehend erörtert. Roncali bricht jetzt eine Lanze für den 
Legaliſirungszwang. Er kämpft aber nicht mit Argumenten a priori, ſondern führt dem 
Leſer eine Anzahl Dorfgeſchichten vor, aus welchen gezeigt wird, wie der Mangel 
des Legaliſirungszwauges geſchadet, und wie andererſeits der beſtehende Legaliſirungs⸗ 
zwang ſchon ſegensreich gewirkt hat. Das Büchlein iſt leſenswerth. 


Gerichtsorganiſation in Ungarn und Siebenbürgen, mit Angabe 
ſämmtlicher Gerichtshöfe, Bezirksgerichte und der Gemeinden nach ihrer Lage in den 
Gerichtsſprengeln und einem vollſtändigen gerichtlichen Orts⸗Lexikon, 22.000 Orts⸗ 
namen enthaltend, nach authentiſchen Quellen bearbeitet von Dr. Karl Putz und Or. 
Morawitz. Mit einer Gerichtskarte von Ungarn und Siebenbür en in Farbendruck. 
Wien. Manz'ſche Buchhandlung. 1872. Dieſes Buch, in welchem jedem Orte in Un⸗ 
garn und Siebenbürgen durch Angabe des Comitates, Diſtrictes oder Stuhles ſowie 
des Bezirksgerichtes, dem er zugewieſen ift, unter gleichzeitiger Beifügung der vorherr⸗ 
ſchenden Nationalität feiner Bewohner eine ſattſame Beſtimmung gegeben ift, erfüllt 
ein wirkliches und wahres Bedürfniß. Insbeſondere werden die Behörden der erſten 
Inſtanz es mit Freuden begrüßen. 


Das neue öſterreichiſche Eiſenbahn⸗Betriebs⸗Neglement für 
den Perſonen⸗ und Frachtenverkehr. Populär erläutert von Jur. Dr. Max Epftein. 
Brünn 1872. Verlag von Franz Carafiat. Dr. Epſtein bedauert in dem Vorworte, 
daß das Eiſenbahn⸗Betriebs⸗Reglement vom 1. Juli 1872 im Verordnungswege erlaſſen 
und nicht den geſetzgeberiſchen Factoren zur Berathung und Beſchließung vorgelegt 
worden ſei, ſodann, daß auf unſeren Univerſitäten über das Recht der Eiſenbahnen 
nicht geleſen werde. Epſtein ſucht die einzelnen Paragraphen des Betriebs⸗Reglements 
zu „erläutern“, und zwar, wie er ſelbſt ſagt „populär“ und weist hie und da auf die 
Abweichungen von den früheren Vorſchriften; er eitirt zuweilen das norddeutſche Re⸗ 
glement, ſowie das deutſche Handelsgeſetzbuch. Ob, wenn einmal bei der Anwendung 
des Eifenbahn⸗Betriebs⸗Reglements ſich Zweifel ergeben, wir bel Epſtein uns Rath 
erholen werden können, laſſen wir dahingeſtellt fein. 


Verordnung. 


Erlaß des k. k. Miniſteriums für Landesvertheidigung vom 4. Februar 1873, 

3. 11.08% 743 II. zur Auslegung des 5 41 der Inſtruction zur Ausführung 

des Wehrgeſetzes, betreffend Candidaten des geiſtlichen Standes des griechiſch⸗ 
katholiſchen und griechiſch⸗orientaliſchen Ritus. 


Nach der von den Abzeordneten Doctor Tomaszuk und Genoſſen eingebrach⸗ 
ten Juterpellation wird im Hinblick auf die Beſtimmungen des $ 41 der Inſtruction 
zur Ausführung des Wehrgeſetzes hervorgehoben, daß zw ſchen den Candidaten des 
geiſtlichen Standes des Tatholifchen Ritus und jenen des griechiſch⸗katholiſchen und 
griechiſch⸗or entaliſchen Ritus, und zwar zum Nachtheil der Letzteren ein Unterſchied in 
der Anwendung des § 25 des Wehrgeſetzes beſtehe. 

Nachdem jedoch ein derartiger Unterſchied, wie ſchon aus der Aufſchrift des 
$ 41 hervorgeht, keineswegs als beſtehend angenommen werden kann und die Auf⸗ 
nahme des Punktes d im Abſatze 1 dieſes Paragraphes vielmehr den Zweck hat, aus 


Anlaß des thatſächlich oft eintretenden Umſtandes, daß die Candidaten des geiſtlichen 


Standes des griechiſch⸗katholiſchen und griechiſch⸗orientaliſchen Ritus nicht, wie dies 
bei den Candidaten des geiſtlichen Standes des katholiſchen Ritus der Fall ift, ſofort 
nach Bollendung der theologiſchen Studien die höheren Weihen empfangen, denſelben 
auch nach Vollendung der theologiſchen Studien in vorkommenden derlei Fällen die 


Behandlung nach § 25 des Wehrgeſetzes zu ſichern, ſo findet die Miniſterialinſtanz, 
um jeden etwa doch beſtehenden Zweifel in dieſer Richtung zu beſeitigen, zur Erläu⸗ 
terung der Beſtimmungen des vorerwähnten Paragraphes der Inſtruction zu erklären, 


daß als Candidaten des geiftlichen Standes des griechiſch⸗katholiſchen und griechiſch⸗ 
orientaliſchen Ritus auch diejenigen zu verſtehen find, welche den theologiſchen Stu⸗ 
dien, ſei es in einem Seminar, oder an einer öffentlichen Studienanſtalt als Externiſten 
obliegen, wenn ſelbe die im Abſatz 2 des $ 42 vorgeſchriebenen Nachweiſe beibringen. 


Perſonalien. 
Seine Majeſtät haben dem Chef der Mar neſection des k. k. Reichskriegsm!⸗ 


niſter ums und Marinecommandanten Viceadmiral Frledrich Freiherr v. Pöck die 


Würde eines geheimen Rathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Miniſterialrathe im Handelsminiſterium Johann 
Pfeiffer anläßlich deſſen Penſionirung die Allerhöchſte Zufriedenheit bekannt geben 
laſſen. 

N Seine Majeftät haben den Sectiondräthen des Handelsminiſteriums Karl 
Ritter v. Pußwald und Wilhelm Dewez ſyſtemiſirte Miniſterialrathsftellen und 
dem mit Titel und Charakter e nes Sectionsrathes bekleideten Miniſterialſecretär Karl 
Haardt v. Hartenthurn, ſo we dem Sectionsrathe extra statum des Handels⸗ 
miniſteriums Guſtav Kowarz ſyſtemiſirte Sect onsrathsſtellen in dieſem Miniſterium 
verliehen. 

? Seine Majeſtät hahen dem Cuſtos am k. k. zoologiſchen Cabinete Georg Ritter 
v. Frauenfeld den Titel eines kaiſerlichen Rathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Hof⸗ und Miniſterialrathe des Miniſteriums des 
Aeußern Maximilian Freih. v. Gagern anläßlich deſſen Penſionirung die Würde 
eines gehe men Rathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Miniſterialſecretär im k. k. Miniſterium für Lan⸗ 
beövertheidigung Franz Leitner v. Leiten au den Ti el und Charakter eines Sec⸗ 
tionsrathes tarfret verliehen. 

Seine Majeftät haben dem Min ſterialrathe im Miniſterium des Junern Moriz 
Ritter v. Löhr bei deffen Penſionirung die Allerhöchſte Zufriedenheit bekanut geben 
laſſen. 

0 Seine Majeſtät haben dem Director der geologiſchen Reichsanſtalt Sections⸗ 
rath Dr. Franz Ritter v. Hauer den Titel und Charakter eines Hofrathes taxfcei 
verliehen. 

5 Seine Majeſtät haben dem Ingenieur und Stationsvorſtande der Kaiſer⸗ 
Ferdinands⸗Nordbahn Karl Czadek in Krakau und dem bei berfelten Eiſenbahn⸗ 
geſellſchaft bedienſteten Sngenienradjuneten und Stationsvorſtande Joſeph Gry⸗ 
chowski in Oswiecim das goldene Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 


Erledigungen. 


Probirersſtelle bei der Berg- und Hüttenverwaltung in Brixlegg mit 1200 fl. 
Gehalt und Naturalquartier oder 10percentigem Quartiergeld, bis 20. April (Amtsbl. 
Nr. 68). 5 

Kuuftmeiftre- und Markſcheidersſtelle bei der k. k. Berg⸗ und Hüttenverwal⸗ 
tung in Brixlegg mit 1200 fl. Gehalt, Naturalquartier oder 10percentigem Quartier⸗ 
geld, bis 20. April (Amtsblatt Nr. 68). 5 By; 

Proviſ. Bergmeiſtersſtelle bei der k. k. Berg und Hüttenverwalkung in Raibl 
(Kärnten) mit 1000 fl. Jahresgesalt, 100 fl. Quartiergeld oder Naturalquartier gegen 
Caution, bis 15. April (Amtsblatt Nr. 69.) f 

Oekonomiſche Referenkenſtelle bei der Grundſteuer⸗Regulirungs⸗Bezirks⸗ 
ſchätzungs⸗Commiſſion Zell am See im Herzogthume Salzburg mit 4 fl. Taggeld, bis 
Ende März (Amtsbl. Nr. 70.) 

Concipiſtenſtelle für den Conceptedienſt beim ſchleſ. Landesausſchuſſe in Troppau 
mit 800 fl. Jahresgehalt, bis 10. Mai (Amtsbl. Nr. 71.) 


— — 1M — ũ ſ——ä4—' ä ͤc0e. . . '.. .... 'ää ä äĩ ᷑ '. 


Drucker. i der k. Wiener Zeitung. 


Für den Druck verantwortlich C. Piſtori 


